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Begründung: 
 
Mit Schreiben vom 08.04.2013 hatte die Landesgeschäftsstelle, veranlasst durch einen Hin-
weis des DStGB auf einen Arbeitsentwurf des Bundesfinanzministeriums für denkbare Geset-
zesänderungen im Hinblick auf gewerbesteuerliche Billigkeitsmaßnahmen bei Sanierungsge-
winnen (vgl. Anlage 1), eine Mitgliederabfrage initiiert.  
 
Die Abfrage ergab ein differenziertes Meinungsbild bei unseren Mitgliedern.  
 
Insbesondere die kleineren und mittleren Gemeinden unterstützen den Vorschlag im Ergebnis, 
geben aber teilweise auch zu bedenken, dass hierdurch eine Einschränkung der kommunalen 
Selbstverwaltung erfolgen würde. Deshalb wird von diesen Kommunen darum gebeten, dafür 
Sorge zu tragen, dass bei einer denkbaren Rechtsänderung keine generalklauselartige Kompe-
tenzübertragung, sondern eine ausschließlich auf die Sanierungsgewinne beschränkte Rege-
lung erfolgt. Außerdem wird von einigen angeregt, die Finanzämter im Falle einer Neurege-
lung zu verpflichten, den Städten und Gemeinden eine umfassende Information über die Ent-
scheidungsgründe des Finanzamtes zukommen zu lassen.  
 
Von einigen größeren Städten wird die Neuregelung vehement abgelehnt. Begründet wird 
dies zunächst damit, dass Finanzämter und Kommunen bei der Entscheidung über die Billig-
keitsmaßnahmen von unterschiedlichen Beurteilungszeiträumen ausgehen. Bei den Finanzäm-
tern erfolgt die Beurteilung im Rahmen der Einkommen- und Körperschaftssteuer bezogen 
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auf das Jahr der Sanierungsmaßnahme und nicht wie bei der Kommune zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Gewerbesteuer. Die für eine Billigkeitsentscheidung erforderlichen Vorausset-
zungen können sich während dieser Zeit ändern, so dass es in Sachsen-Anhalt durchaus nicht 
unüblich ist, dass die Städte und Gemeinden zu einer vom Finanzamt abweichenden Ent-
scheidung gelangen. Außerdem wird bemängelt, dass den Kommunen mit der beabsichtigten 
Neuregelung eine Interessenabwägung zwischen den Interessen der Gemeinden und denen 
des Steuerpflichtigen abgeschnitten würde. Als problematisch wird vielmehr die unterschied-
liche Rechtsauffassung darüber beurteilt, ob der Gesetzgeber die Versteuerung von Sanie-
rungsgewinnen mit der Abschaffung des § 3 Nr. 66 EStG bewusst in Kauf genommen hat. Die 
Gesetzesbegründung ließe diesen Schluss zu. Eine Klarstellung hierzu wird von diesen Städ-
ten eher befürwortet.  
 
Auf Grund des differenzierten Meinungsbildes in unserer Mitgliedschaft hat die Landesge-
schäftsstelle mit einer entsprechenden Stellungnahme gegenüber dem DStGB verdeutlicht, 
dass das Vorhaben des Bundesfinanzministeriums gegenwärtig durch den SGSA nicht unter-
stützt wird. Wir haben den DStGB gebeten, die Bedenken unserer Mitglieder in die Überle-
gungen zu einer eventuell angestrebten Rechtsänderung einfließen zu lassen.  
 
In seiner Stellungnahme vom 08.05.2013 hat sich der DStGB die von der Landesgeschäfts-
stelle vorgetragenen Bedenken zu eigen gemacht und weitere offene Fragen mit einem Ge-
sprächsangebot an das Bundesfinanzministerium gerichtet (vgl. Anlage 2). 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss wird um Aussprache gebeten.  



                                                                                           
 

                                                                                        Uwe Zimmermann 
                                                                                                        Stellvertretender 
                                                                                                                Hauptgeschäftsführer 
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Gewerbesteuererlass bei Sanierungsgewinnen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die ertragsteuerliche Behandlung von Sanierungsgewinnen richtet sich nach den 
Grundsätzen des BMF-Schreibens vom 27. März 2003 (sog. Sanierungserlass), in 
dem die Finanzverwaltung bei Sanierungsgewinnen generell eine Steuerstundung 
sowie einen Steuererlass aus sachlichen Billigkeitsgründen gewährt. Diese Ent-
scheidungen der Finanzverwaltung in Sanierungsfällen haben für die Gewerbe-
steuerfestsetzung der Kommunen keine Bindung (§ 184 Abs. 2 AO). Über Erlass-
anträge wegen gewerbesteuerlicher Sanierungsgewinne entscheidet die jeweilige 
Gemeinde.  
 
Dieses Auseinanderfallen der Verfahrensabläufe bei der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer einerseits und der Gewerbesteuer andererseits wird vielfach von den 
Steuerpflichtigen als zu aufwändig beklagt; insbesondere in großen Sanierungsfäl-
len mit Betriebsstätten in zahlreichen Kommunen. Aber auch für die Kommunen ist 
diese Praxis aufgrund einer divergenten Rechtsprechung und der möglicherweise 
bestehenden Probleme mit dem europäischen Beihilferecht mit rechtlichen Risiken 
sowie einem einzelfallbezogenen hohen Administrationsaufwand verbunden. Da-
her mehren sich auch von kommunaler Seite Stimmen, die eine Entscheidung des 
Gesetzgebers fordern. So wurde eine entsprechende Reformbereitschaft vom 
Deutschen Städtetag gegenüber dem Bundesfinanzministerium (BMF) signalisiert. 
 
Das BMF hat nun einen Arbeitsentwurf für denkbare Gesetzesänderungen im Hin-
blick auf gewerbesteuerliche Billigkeitsmaßnahmen bei Sanierungsgewinnen vor-
gelegt (Anlage ). Der Arbeitsentwurf zielt darauf, dem Auseinanderfallen der Ver-
fahrensabläufe bei der steuerlichen Behandlung von Sanierungsgewinnen bei der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer einerseits und der Gewerbesteuer anderer-
seits künftig möglichst zu begegnen. Hierzu wird folgende Regelung, die an die 
Vorgaben des Sanierungserlasses anknüpft, vorgeschlagen: 
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Der Sanierungserlass sieht ein dreistufiges Vorgehen vor. Zunächst ist eine über 
die Einschränkungen der sog. Mindestgewinnbesteuerung des § 10d EStG hin-
ausgehende Verrechnung des Sanierungsgewinns mit Verlustvorträgen vorzu-
nehmen. Daher soll durch eine Änderung von § 184 Abs. 2 AO die Billigkeitsent-
scheidung der Finanzverwaltung hinsichtlich der vollen Verrechnung des Sanie-
rungsgewinns mit Verlustvorträgen auf die Festsetzung des Messbetrages über-
tragen werden. Das BMF schlägt hierzu vor, § 184 Abs. 2 AO allgemein auf BMF-
Schreiben der Finanzverwaltung mit Billigkeitsentscheidungen zu erstrecken. Die-
ser Vorschlag eröffnet auf den ersten Blick weitaus mehr Möglichkeiten für Rege-
lungen durch BMF-Schreiben, als dies für die eigentliche Problemlage bei den Sa-
nierungsgewinnen notwendig wäre. Ggf. wäre ein enger gefasster Gegenvor-
schlag zu unterbreiten. 
 
In einem zweiten und dritten Schritt sieht der Sanierungserlass vor, dass die sich 
danach auf den verbleibenden Sanierungsgewinn ergebende Einkommen- und 
Körperschaftsteuer zu stunden und am Ende zu erlassen ist. Nach geltendem 
Recht liegt die Kompetenz für die Stundung und den Erlass von Gewerbesteuer 
auf den Sanierungsgewinn bei den Kommunen. Folglich soll eine gesetzliche Re-
gelung geschaffen werden, nach der die Kommunen an die Entscheidung der Fi-
nanzverwaltung auf Stundung und Erlass der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
auf den Sanierungsgewinn bei der Erhebung der Gewerbesteuer gebunden sind. 
Dies soll durch eine entsprechende Ergänzung von § 35b GewStG um einen drit-
ten Absatz erfolgen.  
 
Wir haben Gelegenheit, zu dem Vorschlag des BMF Stellung zu nehmen. Für uns 
stellt sich zunächst die Frage, ob die Städte und Gemeinden grundsätzlich bereit 
wären, ihre Kompetenz für die Stundung und den Erlass der Gewerbesteuer bei 
Sanierungsgewinnen auf die Finanzverwaltung zu übertragen. Bislang ist von 
kommunaler Seite stets argumentiert worden, dass Kommunalsteuern betreffende 
Erlassanträge wegen sachlicher oder persönlicher Unbilligkeit nur von den Kom-
munen selbst entschieden werden dürfen. Vor diesem Hintergrund bitten wir um 
Mitteilung, ob seitens Ihrer Mitgliedsstädte- und -gemeinden ei ne entspre-
chende Reformbereitschaft beim Gewerbesteuererlass wegen Sanierungs-
gewinn überhaupt besteht . Für Ihre Rückmeldung bis zum 26. April 2013  wären 
wir verbunden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Uwe Zimmermann 
 
Anlage 
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ANLAGE 

 

Arbeitsentwurf  

für denkbare Gesetzesänderungen  

im Bereich der Gewerbesteuer bei Sanierungsgewinnen 

 

 

„Änderung der Abgabenordnung 

 

§ 184 Absatz 2 der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 

2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … 

(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

 

„Allgemeine Weisungen im Sinne des § 21a Absatz 1 Satz 1 Finanzverwaltungsgesetz, soweit 

sie sich auf den nach § 7 Gewerbesteuergesetz maßgebenden Gewinn auswirken, stehen Ver-

waltungsvorschriften im Sinne des Satzes 1 gleich.““ 

 

 

„Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 

(BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel …. des Gesetzes vom …. (BGBl. I S. ….) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Abschnitt VII wird wie folgt gefasst: 

 

„Änderungen des Gewerbesteuermessbescheids und Bindungswirkungen“ 

 

2. § 35b wird folgender Absatz 3 angefügt: 

 

„(3) Ergreifen die Landesfinanzbehörden bei der Erhebung der Einkommensteuer oder 

der Körperschaftsteuer auf einen Sanierungsgewinn Stundungs- oder Erlassmaßnahmen 

auf Grund allgemeiner Weisungen im Sinne des § 21a Absatz 1 Satz 1 Finanzverwal-

tungsgesetz, ist § 1 Absatz 2 Nummer 5 der Abgabenordung mit der Maßgabe anzuwen-

den, dass die Verwaltungsbehörden der Gemeinden bei der Erhebung der Gewerbesteuer 

auf den Sanierungsgewinn entsprechend diesen Maßnahmen zu verfahren haben.“ 
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3. § 36 Absatz 10 wird folgender Satz angeführt: 

 

„§ 35b Absatz 3 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. ….) ist 

erstmals auf Stundungs- oder Erlassmaßnahmen anzuwenden, die Gewerbesteuerfestset-

zungen für den Erhebungszeitraum …. betreffen.““ 
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